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lichen und örtlichen Festlegungen garantieren erfah­
rungsgemäß eine ungestörte Ausübung und Durchset­
zung der getroffenen Maßnahmen.
Verbote, über das gemeinsame Eigentum und Vermögen 
zu verfügen, können dann gerechtfertigt sein, wenn 
ein Ehegatte die ihm nach § 15 FGB zustehenden 
Rechte mißbraucht und die Gefahr besteht, daß hier­
durch dem anderen Ehegatten nicht unwesentliche 
Nachteile entstehen. Solchen Verfügungsverboten sind 
jedoch Grenzen gesetzt. So wird ein Verfügungsver­
bot über das gesamte Sparguthaben oder über Bar­
vermögen nicht erlassen werden können, wenn diese 
Beträge ganz oder teilweise für notwendige An­
schaffungen oder zur Erfüllung fälliger Verbindlichkei­
ten alsbald benötigt werden. Zum anderen wird das 
Rechtsschutzbedürfnis für eine solche einstweilige 
Anordnung nicht schon dann verneint Werden können, 
wenn der Antragsteller Vermögenswerte- in seinem 
Besitz hat, die seinem Eigentumsanteil entsprechen; 
denn es kann sich dabei um Werte handeln, die nur 
verhältnismäßig schwer zu realisieren sind, während 
der Antragsgegner möglicherweise die gesamten Er­
sparnisse in seinem Besitz hat.

Sä i
Einstweilige Anordnungen zur Regelung der Rechte an 
der Ehewohnung „ ‘
Zuweilen wird beantragt, im Wege der einstweiligen 
Anordnung einem Ehegatten das Betreten der Ehe­
wohnung zu untersagen. Insoweit ist zu unterscheiden, 
ob der Antragsgegner die Familie bereits verlassen und 
anderweit Unterkunft gefunden hat oder ob er sich 
noch in der Ehewohnung aufhält.
Im letzteren Fall kann eine einstweilige Anordnung 
nur dann erlassen werden, wenn für den Antragsteller 
oder für sonstige Familienangehörige, eine unmittel­
bare Gefahr für Leib und Leben besteht bzw,-ein. 
erheblicher sonstiger — auch vermögensrechtlicher — 
Schaden .droht. Das Gericht darf in der mündlichen 
Verhandlung nichts unversucht lassen, erzieherisch 
auf denjenigen Ehegatten einzuwirken, von dem die 
Störungen ausgehen. Wird das Betreten der Wohnung 
verboten, so ist zugleich in Zusammenarbeit mit dem 
Organ der Wohnraumlenkung die Möglichkeit einer 
Unterbringung des Antragsgegners zu erörtern. Das 
darf jedoch nicht zu einer Verzögerung der Entschei­
dung führen. • -
Lebt der Antragsgegner bereits von der Familie ge­
trennt, dann werden an den Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung keine so hohen Anforderungen zu stellen 
sein, vor allem dann nicht, wenn er nur deshalb in 
die Ehewohnung kommt, um dem anderen Ehegatten 
Schwierigkeiten zu bereiten.
Problematisch ist, ob demjenigen Ehegatten, der in 
der Ehewohnung wohnt, untersagt werden darf, 
dritten Personen, besonders auch solchen, zu denen er 
in nähere Beziehungen getreten ist, den Aufenthalt 
in der Wohnung zu gestatten. Bei derartigen Anträgen, 
über die nur an Hand der jeweiligen Umstände ent­
schieden werden kann, ist vor allem zu prüfen, ob 
familienrechtliche Ansprüche des die Wohnung zur 
Zeit nicht nutzenden Ehepartners gefährdet oder be­
einträchtigt werden.

Verfahrensweise beim Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung
Der Antrag soll den Gegenstand des Anspruchs, dessen 
Voraussetzungen glaubhaft zu machen sind (§ 9 Abs. 2 
Satz 2 FVerfO), bestimmt angeben. Erforderlichenfalls 
ist gemäß § 139 ZPO auf die Stellung sachdienlicher 
Anträge hinzuwirken. Das schließt nicht aus, daß das 
Gericht bei der Verpflichtung zur Vornahme von 
Handlungen oder zu Unterlassungen von den Anträgen
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abweichen und sachdienliche Maßnahmen nach 
eigenem Ermessen festlegen kann.
Über den Antrag ist — was von den Gerichten bisher 
noch zu wenig beachtet wird — grundsätzlich münd­
lich zu verhandeln. Entscheidungen, die auf den Er­
klärungen beider Parteien vor Gericht beruhen, 
werden in aller Regel der Sachlage besser gerecht und 
sind deshalb auch überzeugender. Damit wird zu­
gleich eine Einschränkung der Rechtsmittelverfahren 
erreicht. Ohne mündliche Verhandlung sollte daher 
nur in besonders dringlichen Fällen und wenn alle 
bedeutsamen Umstände hinreichend glaubhaft gemacht 
worden sind entschieden werden.
Beantragt eine Partei während der Rechtsmittelfrist 
beim Gericht erster Instanz noch den Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung und legt die andere Partei 
gegen das ergangene Urteil ein Rechtsmittel ein, so 
ist es iu. E. im Interesse der Konzentration zulässig, 
wenn das Gericht zweiter Instanz über beide Anträge 
befindet^
Die Entscheidung über den Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung ergeht durch Beschluß, der zu begründen 
(§9 Abs. 3 Satz 2 FVerfO) und mit einer Rechtsmittel­
belehrung zu versehen ist. Wird in dringenden Fällen 
ausnahmsweise ohne mündliche Verhandlung entschie­
den, dann sollten Schöffen zur Beratung hinzugezogen 
werden. Sie sollten auch den Beschluß mit unter­
schreiben, selbst wenn das bisher noch nicht ausdrück­
lich vorgesehen ist (§ 39 Abs. 3 GVG).
Die Zustellung der einstweiligen Anordnung richtet 
Sich nach den Vorschriften über die Zustellung der 
Entscheidung in der Hauptsache. In Ehesachen — 
einschließlich aller Sachen, die gemäß § 18 FVerfO 
mit dieser verbunden wurden — sind demnach alle 
einstweiligen Anordnungen von Amts wegen zuzustel­
len (§21 Abs. 3 FVerfO)12. Das gleiche trifft für einst­
weilige Anordnungen Zu, die in Verfahren wegen 
Feststellung oder Anfechtung der Vaterschaft, wegen 
Unwirksamkeit der Vaterschaftsfeststellung und wegen 
des / elterlichen Erziehungsrechts erlassen werden 
(§25 Abs. 2 Satz 2 FVerfO). Für die Zustellung einst­
weiliger Anordnungen in sonstigen Familiensachen 
gilt dagegen § 329 in Vbdg. mit § 1 FVerfO. Verkün­
dete Beschlüsse sind demnach im Parteibetrieb, nicht 
verkündete Beschlüsse von Amts wegen zuzustellen.

J

Gebühren des Verfahrens

Für das Verfahren beim Erlaß einer einstweiligen An­
ordnung werden • keine Gerichtsgebühren erhoben. 
Hinsichtlich des Eheverfahrens ist dies in § 43 Abs. 3 
FVerfO ausdrücklich bestimmt. Es dürfte jedoch auch 
auf sonstige Familiensachen zutreffen; denn es sind 
keine Gründe für eine unterschiedliche Handhabung 
ersichtlich. Auch für das Beschwerdeverfahren sind 
— unabhängig von seinem Ausgang — keine Gerichts­
gebühren zu erheben13.
Nach einer Empfehlung der Zentralen Revisionskom­
mission der Kollegien , der Rechtsanwälte sind mit den 
Gebühren für die Ehesache zugleich auch die An­
waltsgebühren eines Verfahrens auf Erlaß einer einst­
weiligen Anordnung als abgegolten anzusehenM.

Durchsetzung der angeordneten Maßnahmen
Einstweilige Anordnungen sind vorläufig vollstreckbar; 
sie bedürfen keiner Vollstreckungsklausel <§ 36 Abs. 2 
FVerfO). Die für Arreste und einstweilige Verfügun-

13 Vgl. ZlfE. 7 des Beschlusses des Präsidiums des Obersten 
Gerichts vom 18. Mai 1966 (a. a. O.).
13 Vgl. Latka/Thoms, „Kostenentscheidung und Gebühren­
berechnung in Familiensachen“, NJ 1967 S. 25011. (251).
14 Vgl. NJ 1960 S. 90, Fußnote, Ziff. 2 Buchst, d.


